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Ausschluss des Ausgleichsanspruches auch für Vertragshändler im 
EU-Ausland unwirksam bei vereinbartem deutschem Recht 

Ist deutsches Recht in einem Vertragshändlervertrag von den Parteien vereinbart 
worden und sind die Analogievoraussetzungen erfüllt, unter denen § 89b HGB nach 
ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs auf Vertragshändler entspre-
chend anzuwenden ist, kann der Ausgleichsanspruch entsprechend § 89b Abs. 4 
HGB bei einem Vertragshändler, der seine Tätigkeit für den Hersteller oder Liefe-
ranten nach dem Vertrag in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum auszuüben hat, nicht im Voraus ausgeschlossen werden.

BGH, Urteil vom 25.02.2016 – Aktenzeichen VII ZR 102/15

Die Parteien dieses Rechtsstreites schlossen im Jahr 2011 einen als Handelsvertreter-
vertrag bezeichneten Vertrag, der im Anschluss als Vertragshändlervertrag durchgeführt 
wurde.
Das Tätigkeitsgebiet der klagenden Vertragshändlerin erstreckte sich laut Vertrag auf die 
Länder Schweden, Norwegen, Finnland, Litauen, Estland und Lettland. Zudem war gere-
gelt, dass keine der Vertragsparteien berechtigt sein sollte, ab der Beendigung des Ver-
trags Entschädigungen oder Vergütungen geltend zu machen. Auch wurde der Vertrag 
deutschem Recht unterstellt.

Nachdem die Herstellerin den Vertrag zum Ende Februar 2013 gekündigt hatte, machte 
die Vertragshändlerin einen Anspruch auf Ausgleich nach § 89b Abs. 1 HGB analog gel-
tend.

Der BGH stellte fest, dass mit der vom Berufungsgericht gegebenen Begründung die Ab-
weisung der Klage auf Ausgleich entsprechend § 89b HGB nicht gerechtfertigt werden 
könne.

Nach § 89b Abs. 4 Satz 1 HGB könne der Anspruch des Handelsvertreters auf Ausgleich im 
Voraus nicht ausgeschlossen werden. Liegen die Voraussetzungen für eine entsprechen-
de Anwendung des § 89b HGB auf das Vertragsverhältnis eines Vertragshändlers vor, so 
sei nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs auch § 89b Abs. 4 Satz 1 
HGB entsprechend anzuwenden.

Ob die Parteien eines Vertragshändlervertrags, bei dem deutsches Recht als Vertragssta-
tut berufen sei, den Anspruch des Vertragshändlers auf Ausgleich entsprechend § 89b 
HGB im Voraus durch Vereinbarung ausschließen könnten, wenn der Vertragshändler sei-
ne Tätigkeit für den Hersteller oder Lieferanten nach dem Vertrag in einem anderen (aus-
ländischen) Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen (ausländischen) 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum auszuüben habe, 
sei umstritten.
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Nach einer Auffassung könnten die Vertragsparteien eines deutschem Recht unterlie-
genden Vertragshändlervertrags den Anspruch des Vertragshändlers auf Ausgleich ent-
sprechend § 89b HGB nicht nur - entsprechend der in Bezug auf Handelsvertreter sta-
tuierten territorialen Differenzierung in § 92c Abs. 1 HGB - dann durch Vereinbarung im 
Voraus ausschließen, wenn der Vertragshändler seine Tätigkeit für den Hersteller oder 
Lieferanten nach dem Vertrag nicht innerhalb des Gebietes der Europäischen Union oder 
der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
auszuüben hat, sondern auch dann, wenn der Vertragshändler seine Tätigkeit nach dem 
Vertrag in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum auszuüben hat. 
Diese Abweichung von der in Bezug auf Handelsvertreter statuierten territorialen Diffe-
renzierung in § 92c Abs. 1 HGB wird vor allem damit begründet, dass es beim Vertrags-
händlerrecht - im Gegensatz zu dem nach Maßgabe der Richtlinie 86/653/EWG harmoni-
sierten Handelsvertreterrecht - an einer Harmonisierung auf europäischer Ebene fehle.

Nach einer anderen Auffassung gilt hingegen das Ausschlussverbot entsprechend § 89b 
Abs. 4 Satz 1 HGB bei einem deutschen Recht unterliegenden Vertragshändlervertrag 
auch dann, wenn der Vertragshändler seine Tätigkeit für den Hersteller oder Lieferanten 
nach dem Vertrag in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum auszu-
üben hat. Zur Begründung wird vor allem der Gesichtspunkt der ausgleichsrechtlichen 
Gleichbehandlung von Handelsvertretern und Vertragshändlern angeführt.

Der letztgenannten Auffassung sei nach Ansicht des BGH  zu folgen. Ein Wille des Ge-
setzgebers dahingehend, dass dieser anlässlich der Neufassung von § 92c Abs. 1 HGB im 
Jahr 1989 den bis dahin bestehenden Gleichlauf bei der rechtlichen Beurteilung der Aus-
gleichsansprüche von Handelsvertretern und Vertragshändlern durchbrechen wollte, sei 
nicht feststellbar. Für die abermalige Änderung von § 92c Abs. 1 HGB im Jahr 1993 gelte 
Entsprechendes.

Nach der ursprünglichen Fassung von § 92c Abs. 1 HGB könne hinsichtlich aller Vorschrif-
ten des Siebenten Abschnitts des Ersten Buches des Handelsgesetzbuchs (§§ 84 bis 92b 
HGB) etwas anderes vereinbart werden, wenn der Handelsvertreter keine Niederlassung 
im Inland habe. In der Gesetzesbegründung hieße es hierzu, dass die Vertragsparteien, 
sofern ein Handelsvertreter im Ausland tätig sei, in der Lage sein sollten, das Vertragsver-
hältnis den jeweiligen örtlichen Bedürfnissen anzupassen, die unter Umständen von den 
inländischen erheblich abwichen.

Gemäß der Neufassung von § 92c Abs. 1 HGB aufgrund des Gesetzes vom 23. Oktober 
1989  zur Durchführung der Richtlinie 86/653/EWG könne hinsichtlich aller Vorschriften 
des Siebenten Abschnitts des Ersten Buches des Handelsgesetzbuchs (§§ 84 bis 92b HGB) 
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etwas anderes vereinbart werden, wenn der Handelsvertreter seine Tätigkeit für den Un-
ternehmer nach dem Vertrag nicht innerhalb des Gebietes der Europäischen Gemein-
schaft auszuüben habe. Damit sollte den Erfordernissen der Richtlinie 86/653/EWG Rech-
nung getragen werden.

Zwar beschränke sich der Anwendungsbereich der Richtlinie 86/653/EWG auf Handels-
vertreterverhältnisse (Warenvertreterverhältnisse); die Richtlinie sei auf Vertragshändler-
verhältnisse nicht - auch nicht entsprechend – anwendbar. Daraus folge aber nicht, dass 
sich der deutsche Gesetzgeber bei der Änderung von § 92c Abs. 1 HGB im Jahr 1989 auf 
eine Regelung speziell der Handelsvertreterverhältnisse beschränken wollte. Nachdem 
zu jener Zeit die durch das Urteil vom 11. Dezember 1958 - II ZR 73/57 begründete Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs zur entsprechenden Anwendbarkeit des Handelsver-
treterrechts auf Vertragshändlerverhältnisse bereits seit mehr als dreißig Jahren bestand, 
hätte es vielmehr nahegelegen und wäre zu erwarten gewesen, dass die Vertragshändler 
ausdrücklich von der in § 92c Abs. 1 HGB in Bezug auf Handelsvertreter statuierten ter-
ritorialen Differenzierung ausgenommen werden, wenn es der Wille des Gesetzgebers 
gewesen wäre, den bis dahin bestehenden Gleichlauf bei der rechtlichen Beurteilung der 
Ausgleichsansprüche von Handelsvertretern und Vertragshändlern zu durchbrechen. 

Entsprechendes gelte für die abermalige Änderung von § 92c Abs. 1 HGB im Jahr 1993 
durch das Gesetz vom 27. April 1993 zur Ausführung des Abkommens vom 2. Mai 1992 
über den Europäischen Wirtschaftsraum bei der lediglich nach den Wörtern "Gebietes 
der Europäischen Gemeinschaft" die Wörter "oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum" eingefügt wurden. Mit dieser Än-
derung sollte den Anpassungsverpflichtungen hinsichtlich der Richtlinie 86/653/EWG aus 
dem Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum gegenüber dessen Vertrags-
staaten Rechnung getragen werden.

Hinzu komme, dass sich der Gesetzgeber bei der Neufassung von § 92c Abs. 1 HGB im Jahr 
1989 durch das Gesetz vom 23. Oktober 1989 (BGBl. I S. 1910, 1911) zur Durchführung 
der Richtlinie 86/653/EWG nicht auf eine strikte Umsetzung dieser - lediglich auf Waren-
vertreterverhältnisse anwendbaren - Richtlinie beschränkt habe, sondern darüber hinaus 
gegangen ist, indem er bei der territorialen Differenzierung in § 92c Abs. 1 HGB Waren-
vertreter und sonstige Handelsvertreter (z.B. Versicherungsvertreter, § 92 Abs. 2 HGB, 
Bausparkassenvertreter, § 92 Abs. 5 HGB, und Dienstleistungsvertreter) gleich behandelt 
hat (vgl. Emde, Vertriebsrecht, 3. Aufl., § 92c Rn. 13).
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Die Beratung im Vertriebsrecht insbesondere auch die Vertragsprüfung ist eine der wesentli-
chen Leistungen der CDH Organisation für Mitglieder. Nähere Informationen unter: 
www.cdh.de/leistungen/beratung 
Das Urteil ist für eine Veröffentlichung in der Rechtsprechungssammlung HVR-Online vorgese-
hen, die unter www.cdh-wdgmbh.de bestellt werden kann.
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Außerdem sei, wenn deutsches Recht als Vertragsstatut eines Vertragshändlervertrags 
berufen ist, auch - unbeschadet der fehlenden Harmonisierung des Vertragshändler-
rechts auf europäischer Ebene - kein durchgreifender Grund erkennbar, den Vertrags-
händler, der seine Tätigkeit für den Hersteller oder Lieferanten nach dem Vertrag in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum auszuüben hat, bezüg-
lich der Unabdingbarkeit des zukünftigen Ausgleichsanspruchs (§ 89b Abs. 4 Satz 1 HGB 
entsprechend) anders zu behandeln als den Vertragshändler, der seine Tätigkeit für den 
Hersteller oder Lieferanten nach dem Vertrag im Inland auszuüben hat. Soweit etwa die 
Unabdingbarkeit des zukünftigen Ausgleichsanspruchs entsprechend § 89b Abs. 4 Satz 1 
HGB dem Schutz des Vertragshändlers vor der Gefahr dient, sich aufgrund seiner wirt-
schaftlichen Abhängigkeit von dem Hersteller oder Lieferanten auf ihn benachteiligende 
Abreden einzulassen, besteht diese Gefahr für den Vertragshändler, der seine Tätigkeit 
für den Hersteller oder Lieferanten nach dem Vertrag in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum auszuüben hat, in nicht geringerem Maße als für den Ver-
tragshändler, der seine Tätigkeit für den Hersteller oder Lieferanten nach dem Vertrag im 
Inland auszuüben hat.


